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Kleine Anfrage 8580 
 
der Abgeordneten Dilek Engin   SPD 
 
 
Organisatorische Anbindung der leitenden Fachkräfte für Arbeitssicherheit in den 
Kommunen Nordrhein-Westfalens 
 
 
Nach einer Rundverfügung der Bezirksregierung Düsseldorf vom 08.08.2013 sollen leitende 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit sowie leitende Betriebsärztinnen und Betriebsärzte in 
Kommunalverwaltungen organisatorisch unmittelbar der Hauptverwaltungsbeamtin bzw. dem 
Hauptverwaltungsbeamten zugeordnet werden. Zur Begründung wird auf das Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts vom 15.12.2009 (9 AZR 769/08) verwiesen. An dieser Auffassung hält 
die Bezirksregierung Düsseldorf weiterhin fest. 
 
Dies hat in vielen Kommunen und Landkreisen dazu geführt, dass entsprechende Funktionen 
unmittelbar der Hauptverwaltungsbeamtin/dem Hauptverwaltungsbeamten zugeordnet 
werden. Gleichzeitig stellt sich zunehmend die Frage, ob eine derart starre organisatorische 
Zuordnung weiterhin erforderlich ist. Zwischenzeitlich hat das Verwaltungsgericht München 
mit Urteil vom 03.07.2025 (M 5 K 22.3570) hervorgehoben, dass dem Arbeitgebenden bei der 
organisatorischen Einbindung der leitenden Fachkraft für Arbeitssicherheit ein 
Gestaltungsspielraum zusteht, sofern die fachliche Unabhängigkeit und der unmittelbare 
Zugang zur Behördenleitung gewährleistet bleiben. 
 
Die unmittelbare Zuordnung unabhängiger Beauftragtenfunktionen zur Behördenleitung führt 
in der kommunalen Praxis zu einer stetigen Ausweitung der Stabsorganisation und einer 
Vergrößerung der Führungsspanne der Hauptverwaltungsbeamtin bzw. des 
Hauptverwaltungsbeamten. Demgegenüber werden andere gesetzlich unabhängige 
Funktionen – etwa im Datenschutz, in der Informationssicherheit oder im Brandschutz – 
regelmäßig organisatorisch anderen Organisationseinheiten zugeordnet, ohne dass ihre 
gesetzlich geschützte Unabhängigkeit hierdurch beeinträchtigt wird. Vielmehr erleichtert die 
Anbindung an bestimmte Organisationseinheiten den Zugriff auf z.B. Räumlichkeiten und 
Fachverfahren und somit die effiziente und zweckmäßige Erfüllung der 
Aufgabenwahrnehmung der Beauftragten. 
 
Angesichts dessen besteht Unsicherheit, welche organisatorischen Modelle nach Auffassung 
der Landesregierung mit dem Arbeitssicherheitsgesetz vereinbar sind und ob die bisherige 
Verwaltungspraxis vor dem Hintergrund der neueren Rechtsprechung weiterhin 
uneingeschränkt Bestand hat. 
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Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Vertritt die Landesregierung die Auffassung, dass leitende Fachkräfte für 

Arbeitssicherheit in Kommunalverwaltungen zwingend organisatorisch unmittelbar der 
Hauptverwaltungsbeamtin bzw. dem Hauptverwaltungsbeamten zugeordnet werden 
müssen? 

 
2. Welche Auswirkungen misst die Landesregierung dem Urteil des Verwaltungsgerichts 

München vom 03.07.2025 (AZ. M 5 K 22.3570) für die Auslegung des § 8 
Arbeitssicherheitsgesetz bzw. die organisatorische Ausgestaltung in den Kommunen 
Nordrhein-Westfalens bei? 

 
3. Hält die Landesregierung alternative Organisationsformen, insbesondere eine 

organisatorische Zuordnung zu einem Dezernat oder zum allgemeinen Vertreter der 
Hauptverwaltungsbeamtin bzw. des Hauptverwaltungsbeamten, bei gleichzeitig 
gewährleisteter fachlicher Weisungsfreiheit und unmittelbarem Berichtsrecht, für mit 
dem Arbeitssicherheitsgesetz vereinbar? 

 
4. Beabsichtigt die Landesregierung, die bestehende Rundverfügung der Bezirksregierung 

Düsseldorf vom 08.08.2013 – sowie gegebenenfalls weitere entsprechende 
Verwaltungsvorgaben – vor dem Hintergrund der zwischenzeitlichen Rechtsprechung 
und der praktischen Erfahrungen der Kommunen zu überprüfen oder anzupassen? 

 
5. Welche organisatorischen Mindestanforderungen müssten nach Auffassung der 

Landesregierung erfüllt sein, damit die gesetzlich geforderte fachliche Unabhängigkeit 
der leitenden Fachkräfte für Arbeitssicherheit gewahrt bleibt, ohne zwingend eine 
unmittelbare organisatorische Zuordnung zur Behördenleitung vorauszusetzen? 

 
 
 
Dilek Engin 
 


